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Anordnung
über dea Datenübertragungsdienst

Datenübertragungs-Anordn .ng

vom 28. Februar 1986

Auf Grund des § 37 des Gesetzes vom 29. November 1985
über das Post- und Fernmeldewesen (GIil. I Nr. 31 5.345)
wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen-
tralen Staatsorgane folgendes angeordnet:

Absdrnitt I

§1

Geltungsbereich
(1) Diese Anordnung regelt den öffentlidren Datenübertra-

gungsdienst im Fernmeldenetz der Deutsctren Post (nadrfol-
gend Datenübertragungsdienst genannt) und die damit im
Zusammenhang stehenden Leistungen.

(2) Diese Anordnung gilt für Staätsorgane und Betriebe
sowie ausländisdre Vertretungen und Einrictrtungen (nadrfol-
gend Datenteilnehmer genannt).

(3) Für den internationalen Datenübertragungsdienst gelten
die völkerrechtlidren Verträge, die für die Deutsdre Demo-
kratisdre Republik in Kraft sind, wenn sie auf der Grundlage
dieser Verträge ihre Teilnahme am internationalen Daten-
übertragungsdienst erklärt hat.

§2
Begrtffsbestlomungen

(1) Fernmeldeanlagen und fernmeldetedrnisdre Geräte zur
Datenübertragung sind auf Grund ihrer tedrnisdren Besdraf-
fenheit geeignet, Daten zu übertragen.

(2) Datenverkehr ist das Übertragen von Nadrric*rten mit-
tels digitaler Zeidren zwisctren Datenanschlüssen.

Absdrnitt II

Grunilsätze iles Datenübertragungsdienstes

§3
Anlagen zur Datenübertragung

(1) Fernmeldeanlagen und fernmeldetedrnisdre Geräte
gemäß § 2 sind

a) Fernmeldeanlagen der Deutsdren Post, die dem Teil-
nehmer zur ständigen oder zeitweiligen Nutzung über-
lassen und von der Deutsdren Post eingeridrtet, instand-
gehalten, geändert und abgebaut werden,

b) teilnehmereigene Fernmeldeanlagen oder fernmelde-
technisdre Geräte, die von den Datenteilnehmern be-
sehafft, errichtet, instandgehalten, geändert und abge-
baut werdän und an das Fernmeldenetz der Deutsctren
Post galvanisdr, kapazitiv, induktiv, akustisdr oder
optisdr angesdrlossen oder angekoppelt sind.

(2) Sdrnittstelle zwisdren den Fernmeldeanlagen der Deut-
sdren Post und den teilnehmereigenen Fernmeldeanlagen bzw.
fernmeldeteelnischen Geräten ist beim

a) Ansdrluß dieser teilnehmereigenen Anlagen an das
tr'ernmeldenetz der Deutsdren Post die die Fernmelde-
ansdrlußleitung abschließende Fernmeldesteckdose oder
Trennstelle,

b) Ankoppeln an das Fernmeldenetz der Deutsdren Post die
beim Teilnehmer eingerichtete Fernmeldeanlage der
Deutschen Post.

§4
DatenteilnehmerverhäItnis

(1) Das Datenteilnehmerverhältnis ist das zwisctren der
Deutsdren Post und dem Datenteilnehmer bestehende Ver-

tragsverhältnis. Es beginnt mit der technisctren Inbetrieb-
nahme der teilnehmereigenen Fernmeldeanlagen oder fern-
meldetedrnisctren Einrictrtungen gemäß § ? Abs. 1.

(2) Voraussetzung für das Begründen eines DatenteiLneh-
merverhältnisses ist das Erteilen einer Ansdrlußgenehmigung
zur Teilnahme am Datenübertragungsdienst gemäß den Be-
stimmungen des Gesetzes über das post- und Fernmeldewesen
und der dazu erlassenen Durctrführungsverordnung vom
29. November 1985 (GBl. I Nr. 31 S.354).

(3) Das Datenteilnehmerverhältnis wird befristet oder un-
befristet begründet. Es umfaßt

a) das ständige oder zeitweilige Überlassen von Fernmelde.
anlagen der Deutsdren Post an den Datenteilnehmer,

b) das Absdrließen oder Ankoppeln von teilnehmereigenen
Fernmeldeanlagen oder fernmeldetedrnisdren Geräten
zur Datenübertragung an das Fernmeldenetz der Deut-
sdren Post oder

c) das Zusammensdralten von leitungsgebundenen Fern-
meldeanlagen der Deutschen Post mit Datenendeinridr-
tungen des Datenteilnehmers

zur Nutzung des Fernmeldenetzes der Deutsdren Post für die
Datenübertragung.

(4) Das Datenteilnehmerverhältnis endet durdr Zeitablauf,
Verzidrt des Datenteilnehmers auf die Ansdrlußgenehmigung
oder deren Widerruf durdr die Deutsdte Post.

(5) Zeitlidr befristete Datenteilnehmerverhältnisse enden
mit Fristablauf ohne weitere Verzidrtserklärung. Eine Be-
fristung über 6 Monate ist unzulässig.

(6) Erklärt der Datenteilnehmer einc zeitlich nictrt befriste-
ten Datenteilnehmerverhältnisses Verzictrt, muß die Verzidrts-
erklärung der Deutsdren Post bis zum letzten Tag des vor-
hergehenden Monats zugegangen sein. Das Datenteilnehmer-
verhältnis endet mit dem letzten Tag des darauffolgenden
Monats.

§e
Redrte unil Pfliiüten

aus dem Datenteilnehmerverhältnls
(1) Die Datenteilnehmer sind bei der Teilnahme am Daten-

übertragungsdienst der Deutsctren Post zur gegenseitigen Rück-
sidrtnahme verpflidrtet. Sie haben sidr so zu verhalten, daB
andere Datenteilnehmer nidrt behindert werden und die Da-
tenübertragung ordnungsgemäß nadr den Bestimmungen die-
ser Anordnung durdrgeführt werden kann.

(2) Die Deutsctre Post ist verpflidrtet,
a) die Datenteilnehmer über die für sie zweckmäßigste Art

des Ansctrlusses oder des Ankoppelns von Fernmeldean-
lagen oder fernmeldetedrniscfien Geräten zur Datenüber-
tragung an die Fernmeldeanlagen der Deutsdren Post ztl
beraten,

b) die Fernmeldeanlagen der Deutsdten Post zur Daten-
übertragung @atenansdrlußleitung, fernmeldetedrnistie
Zusatzgeräte'1 der Datenteilnehmerrr im betriebsGhigen
Zustand zu überlassen und sie nadr den tedrnisdten Be-
dingungen der Deutschen Post gemäß § 10 Abs. 5 der
Durdrführungsverordnung vom 29,November 1985 zum
Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen - Genehmi-
gung zum Fernmeldeverkehr - instandzuhalten.

(3) Die Datenteilnehmer sind beredrtigt,
a) teilnehmereigene Fernmeldeanlagen oder fernmeldetedr-

nisdre Geräte zur Datenübertragung anderen zur Nut-
zlJng zu überlassen,

b) Daten für andere zu senden oder zu empfangen,
wenn die Deutsdre Post dies mit der Ansdrlußgenehmi$mg
zugelassen hat.
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(4) Der Datenteilnehmer ist verpflichtet, Fernmeldeanlagen
und fernmeldetedrnisdre Geräte zur Datenübertragung jeder-
zeit betriebsbereit zu halten und vor mißbräudtlidler Benut-
zung und vor Besdrädigungen und Beeinflussungen zu scttüt-
zen.

(5) Der Datenteilnehmer ist verpflidrtet, tedrnisdre Verän-
derungen an Fernmeldeanlagen oder an fernmeldetedrni-
sdlen Geräten, die an Fernmeldeanlagen der Deutsdrön Post
zur Datenübertragung angeschlossen oder angekoppelt sind,
nur mit Zustimmung der Deutsdten Post vorzunehmen.

(6) Der Daienteilnehmer ist verpflictrtet, der Deutschen
Poat Anderungen, die das Datenteilnehmerverhältnis betref-
f-en (2. B. Ansdrriftenänderungen, Name und Bezeichnung
des Datenteiinehmers, Redrtsnaclrfolge), sowie Verlust oder
Beschädigung an überlassenen Fernmeldeanlagen unverzüg-
lich mitzuteilen.

(7) Daten, die im Datenübertragungsdienst zwisdren Daten-
übertragungseinrichtungen übertragen werden, sind gemäß
den Bestimmungen über das Post- und Fernmeldegeheimnis
gesdrützt.

(B) Die Datenteilnehmer sind im Datenübertragungsdienst
verpflidrtet, die für den Geheimnissdrutz gettenden Rectrts-
vorsdrriften oder anderweitigen Festlegungen einzuhalten.

§6
Montage der Fernmeldeanlagen der Deutschen post

beim Datenteilnehmer

(1) Der Datenteilnehmer ist verpflidrtet, die Fernmeldean-
lagen der Deutsdren Post zur Datenübertragung in geeigneten
Räumen unterzubringen. Erweisen sidr die Räume später als
ungeeignet, trägt der Teilnehmer die Kosten, die der Deut-
sdten Post durctr die notwendigen Sdrutzmaßnahmen oder
durctr den sdrnelleren Versdrleiß der Fernmeldeanlagen ent-
stehen.

(2) Der Datenteilnehmer ist verpflictrtet, vor Aufnahme der
Arbeiten zum Einridrten, Instandhalten, Andern oder Ab-
bauen von Fernmeldeanlagen der Deutsdten Post zur Daten-
übertragung die Lage verdecJ<t geführter Starkstrom-, Was-
serleitungs- oder ähnlidrer Anlagen genau zu bezeidrnen.

(3) Für die Ausführung der Montageleistungen gelten die
Montagevorsdrriften der Deutschen Post und die in der An-
lage aufgeführten Gebühren für Bau- und Montageleistun-
gen.

(4) Die Deutsdre Post ist nictrt verpflidrtet, den infolge der
Montagearbeiten entstandenen Zustand der genutzten Räume
wiederherzustellen oder die Kosten dafür zu tragen, wenn
Ausbesserungen in Räumen oder Gebäuden notwendig wer-
den.

(5) Bei Beendigung des Datenteilnehmerverhältnisses kann
der in den Räumen der Datenteilnehmer befindliche Teil der
DatenansctrlußIeitung an Ort und Stelle verbleiben. Ist die
Deutsche Post verpflidrtet, die DatenansdrlußIeitungen abzu-
bauen, gesdrieht dies auf ihre Kosten, sofern die Fernmelde-
anlagen zur Datenübertragung nidtt befristet und kosten-
pflichtig für den Datenteilnehmer eingeridttet worden wa-
ren.

§7
Betreiben

(1) Der Datenteilnehmer ist beredrtigt, die Fernmeldeanlage
oder das fernmeldetechnisdre Gerät zur Datenübertragung in
Betrieb zu nehmen. Die technisctre Inbetriebnahme erfolgt
gemeinsam mit einem befugten Mitarbeiter der Deutsdten
Post. Der erfolgreidre Datenübertragungsversudt ist zu pro-
tokollieren.

(2) Das Kontrollrecht der Deutsdren Post wird bei Fern-
meldeanlagen oder fernmeldetedrnisdren Geräten zur Daten-
übertragung, die an Ferhmeideanlagen der Deutsdren Post
zur Datenübertragung angesdtlossen oder angekoppelt wor-
den sind, gemeinsam mit einem Beauftragten des Datenteil-
nehmers wahrgenommen. Der Datenteilnehmer ist verpflictr-
tet, dem befugten Mitarbeiter der Deutsdten Post die für die
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Kontrolle erforderlictren Unterlagen vorzulegen sowie die
speziellen Meß- und Prüfgeräte bereitzustellen.

(3) Der zur Ausübung des Kontrollredtts befugte Mitarbei-
ter der Deutsdten Post ist unter Einhaltung der für den
Datenübertragungsdienst beim Datenteilnehmer bestehenden
Regelungen über die Ordnungsmäßigkeit und den Datensdtutz
beredrtigt, in die betrieblidren Unterlagen Einsicht zu neh-
men und Auskünfte sowie Zugang zu verlangen.

(4) Auf der Grundlage des § 21 Abs.3 des Gesetzes über das
Post- und Fernmeldewesen kann der dazu befugte Mitarbei-
ter der Deutschen Post Auflagen erteilen, die eine zeitweilige
Außerbetriebnahme der Fernmeldeanlagen zur Datenüber-
tragung oder der fernmeldetedrnisctren Geräte, die an Fern-
meldeanlagen zur Datenübertragung angeschlossen oder an-
gekoppelt waren, zur Folge haben. Die Wiederinbetriebnahme
ist der Deutsdren Post redrtzeitig mitzuteiien.

§B

Überlastung der Datenanschlußleitungen

(1) Die Deutsche Post ist verpflidrtet, das öffentlidre Daten-
netz ständig betriebsfähig zu halten und durdr tedrnisdre und
Verkehrsüberwadrungen den Anfoiderungen entspredrende
Datenübertragungen zu sidrern.

(2) Der Datenteilnehmer ist verpflidrtet, bei Überlastung
seiner Datenansdrlußleitungen bei der Deutsdren Post dap
Sdralten weiterer Datenanschlußleitungen zu. beantragen.

(3) Die Deutsctre Post ist beredrtigt, bei Überlastung von
Datenansdrlußleitungen, die zu Behinderungen des Daten-
übertragungsdienstes geführt haben oder solche Behinderun-
gen erwarten lassen, den dafür zuständigen Datenteilnehmer
aufzufordern, einen Antrag gemäß Abs.2 vorzulegen und ihm
dafür eine angemessene irrist zu setzen.

(4) Bis zum Schalten weiterer AnsctrlußIeitungen ist die
Deutsche Post beredrtigt, den Datenübertragungsdienst durdr
geeignete Lenkungsmaßnahmen gegenüber den Datenteilneh-
mern zu gewährleisten.

§e
Zusammenschaltung von Datenteilnehmern

Das Zusammensdtalten von Teilnehmern des Datenüber-
tragungsdienstds ist aussdrließlictr über die für die Datenüber-
tragung bestimmten Fernmeldeanlagen der Deutsdten Post
gestattet,

Absdrnitt III

§10

Gebühren
(1) Die Teilnahme am Datenübertragungsdienst ist gebüh-

renpflidrtig. Die Gebühren sind in der Anlage zu dieser An-
ordnung aufgeführt.

(2) Für alle Gebühren, die sidt aus dem Datenteilnehmer-
verhältnis ergeben, ist der Inhaber der Ansdrlußgenehmigung
zahlungspflidrtig.

(3) Gebühren für regelmäßig wiederkehrende Leistungen
(monatlictre Gebühren) und Gebühren, deren Höhe sidr'vor
der Ausführung der Leistungen der Deutsdten Post feststellen
läßt, werden im voraus erhoben. Einmalige Gebühren sowie
Gebühren für Leistungen der Deutsdren Post im Datenüber-
tragungsdienst, deren Höhe siö erst nadr deren Ausführung
feststellen läßt, werden nachträglidt erhoben.

(4) Gebühren für regelmäßig wiederkehrende Leistungen
werden mit dem Tag der Übergabe der Fernmeldeanlagen der
Deutsctren Post zum Ansdrließen od'ör Ankoppeln von Fern-
meldeanlagen oder fernmeldetechnisdten Geräten des Daten-
teilnehmers, bei Anderungen ab 1. des folgenden Monats er-
hoben. Bei Berectrnung der Gebühren für regelmäßig wieder-
kehrende Leistungen und bei der Beredrnung von Zinsen
werden für jeden Monat 30 Tage zugrunde gelegt. Für Teile
eines Monats werden diese Gebühren anteilig beredrnet.

(5) Die Gebühren werden für von der Deutsdren Post fest-
gelegte Abredrnungszeiträume zusammengefaßt und in die



Fernmelderedtnung des Datenteilnehmers aufgenommen. Der
in der Fernmelderechnung ausgewiesene Geldbetrag wird
? Tage nadr Absendung der Fernmelderedrnung fäUig. Die
Fernmelderectrnungen werden dem Datenteilnehmer über-
sandt.

(6) Der in der Fernmelderechnung ausgewiesene Geldbetrag
wird von den Datenteilnehmern, die dem Geltungsbereidt der
Zahlungsverkehrs-Verordnung vom 13. Oktober 1983 (GBI. I
Nr.30 S.293) unterliegen, auf der Grundlage einer Verein-
barung im Lastschriftverfahren eingezogen.

(7) Gebührenrüdrstände jeder Art haben Datenteilnehmer,
die der Zahlungsverkehrs-Verordnung unterliegen, nadr den
für den Zahlungsverkehr geltenden Redrtsvorschriften zu ver-
zinsen. Für aIIe übrigen Teilnehmer beträgt die Höhe der
Verspätungs-/Verzugszins en 4 0 f q j ährlidt.

(B) Die Deutsdre Post erstattet auf Verlangen Gebühren,
wenn glaubhaft gemadrt wird, daß die Deutsche Post die Lei-
stung nictrt ausgeführt hat, für die die Gebühren berectrnet
worden sind. Gebühren werden ohne Aufforderung dem Da-
tenteilnehmer erstattet, wenn die Deutsdre Post feststellt, daß
sie die in Rectrnung gestellten Leistungen nidrt ausgeführt
hat.

(9) Für zu erstattende Gebühren zahlt die Deutsdre Post
Zinsen, wenn diese einen monatlidren Betrag von 5 M über-
steigen. Für Gebühren, die die Deutsctrö Post versehentlictr
nidrt erhoben hat und später nadrfordert, werden für die Zeit
bis zur Nadrforderung keine Zinsen erhoben.

(10) Gegen die Festsetzung von Gebühren, die aufgrund der
Anlage zu dieser Ariordnung beredrnet worden sind, kann der
Datenteilnehmer das Redrtsmittel der Besdrwerde einlegen.

Abs&nitt IV
Andere Dienste und sonsüige Leistungen
im öffentlinten Datenäbertragungsdiensü

§11

Arten

1t'1 Zur Sicherung des Datenübertragungsdienstes isi die
Deutsdte Post verpflidrtet, folgende Dienste durdrzuführen:

a) Anmeldedienst,
b) Auskunftsdienst,
c) Tludrdienst,
d) Entstörungsdienst.

(2) Soweit der Datenübertragungsdienst nadr den Bestim-
mungen der Fernspredr-Anordnung vom 28. Februar 1986
(GBl. I Nr.11 S.133) oder der Telex-Anordnung vom 28. Fe-
bruar 19BG (GBl. I Nr. 12 S. 166) durdrgeführt wird, sind deren
Bestimmungen auf den Datenübertragungsdienst anzüwenden,
soweit in den nad-rfolgenden Bestimmungen dieser Anordnung
nidrts anderes festgelegt worden ist.

§12

Anmeldedienst
(1) Im Anmeldedienst für Fernmeldeeinridrtungen sind von

der Deutsdren Post alle Angelegenheiten der Datenübertra-
gung auszuführen, die im Fernmeldenetz der Deutsdten Post
für die Duretrführung des Datenübertragungsdienstes erfor-
derlidr sind. Darüber hinaus berät der Anmeldedienst für
Fernmeldeeinriehtungen die Antragsteller und die Datenteil-
nehmer über die für sie zwedrmäßigste Art der Teilnahme am
Datenübertragungsdienst und die sadrgemäße Antragstellung
für eine Ansctrlußgenehmigung.

(2) Der Anmeldedienst für Fernmeldeeinridttungen ist ver-
pflidrtet, Antragsteller über Möglichkeiten der Einridttung
eines Ansdrlusses an das Fernmeldenetz der Deutsdten Post
zur Datenübertragung, die Art und Weise der Eintragung in
das Verzeidrnis der Datenteilnehmer der Deutsdren Demokra-
tisehen Republik und die Gebühren für Leistungen des Daten-
übertragungsdienstes zu informieren.
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§13

Auskunftsitienst

Der Auskunftsdienst der Deutsdren Post hat die Pflidrt;
Auskünfte über die Datenansdrluß-Rufnummern der Teilneh-
mer am Datenübertragungsdienst zu erteilen.

§14

Buchrtienst

(1) Die Deutsdre Post ist beredrtigt, das Vi:rzeichnis der
Datenteilnehmer der Deutsdren Demokratisdren Republik her-
auszugeben. Sie bestimmt die Gestaltung dieses Verzeichnis-
ses.

(2) Die Datenteilnehmer werden gebührenfrei in das Ver-
zeidrnis eingetragen (Ersteintrag). Ein gebührenpflichtiger
Zweiteintrag ist für die Datenteilnehmer selbst sowie für an-
dere zulässig, denen sie ihre Anlagen gemäß § 5 Abs.3
Budrst. a zur Nutzung überlassen haben.

(3) Dati:nteilnehmer, die befristete Ansdrlußgenehmigungen
erhalten haben, werden nidrt iri das Verzeidrnis eingetragen.

(4) Das Verzeidrnis wird den Datenteilnehmern gebühren-
frei überlassen und ist bei Erneuerung an die Deutsdre Post
zurüdrzugeben. Die Abgabe weiterer Datenteilnehmerver-
zeiclrnisse oder die Erneuerung ohne Rüchgabe des gebühren-
frei überlassenen Verzeichnisses sind gebührenpfiidltig.

§15

Entstörungsdlenst

(1) Der Datenteilnehmer ist verpflidrtet, Störungen im Da-
tenübertragungsdienst der Deutsdren Post unverzüglidr mit-
zuteilen, nadrdem er die in seinem Verantwortungsbereidr be-
findlidren Datenübertragungseinridrtungen und Datenendein-
ridrtungen zuvor auf Funktionsfähigkeit ilberprüft hat.

(2) Störungen im Fernmeldenetz der Deutsdren Post sind
von der Deutsdren Post gebührenfrei zu beseitigen.

(3) Bei Übergabe der Fernmeldeanlagen der Deutsdren Post
zur Datenübertragung oder bei Genehmigung der Ansdraltung
oder Ankopplung der Fernmeldeanlagen oder der fernmelde-
tedrnisdren Geräte der Datenteilnehmer zur Datenübertra-
gung an das Fernmeldenetz der Deutschen Post ist diese ver-
pfli&tet, den Datenteilnehmern die Rufnummer der Stö-
rungsannahme der Deutsdren Post mitzuteilen.

Abselnitt V

§perre von I)atenanschlußleitungen/Besehwerde

§16

Sperre

(1) Ist ein Datenteilnehmer mit dem Entrictrten der Gebühr
im Rüdrstand oder verletzt er Teilnehmerpflidrten, kann Cer
für das Erteilen der Ansdrlußgenehmigung der Deutschen
Post zuständige Leiter entscheiden, daß die DatenansctrluB-
leitung gesperrt wird (Sperre).

(2) Die Entsdreidung gemäß Abs. 1 ist dem Teilnehmer
sdriftlidr begründet mitzuteilen. In dieser Mitteilung ist der
Datenteilnehmer davon zu unterrichten, daß er gegen die
Entsdreidung über die Sperre der Datenansdrlußleitung das
Rectrtsmittel der Besdrwerde einlegen kann.

(3) Das DatenteilnehmerverhäItnis wird durdr eine Sperre
gemäß Abs. 1 nidrt aufgehoben.

§17

Beschwerde, R echtsmittelverlahren

Für die Beschwerde gemäß den §§ 10 Abs. 10 und 16 Abs. 2

und das Redrtsmittelverfahren gelten die Bestimmungqn des
§ 33 Absätze 3 bis 5 des Gesetzes über das Post- und Fern-
meldewesen.
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Absdrnitt VI

§18
Inkrafttreten

Diese Ariordnung tritt am 1. Mai 19BG in Kraft.

Berlin, den 28. Februar 1986

Dcr ltlinister r
für Post- und Fernmeldewesen

Schulze

AnIage

zu vorstehender Anordnung

Datenübertrag- n gsgebähren

Allgcmeiae Bostimmungen
Fär Feurmeldeanlagen zur Datenübertragung der Deut-

sdren Pct für die keine festen Gebühren angegeben sind,
werden monatlidre Gebühren in Höhe von 1,5 fe des Ein-
sfuoasprases als tlberlass.,n{s- Ed Instandhaltungsgebüh-
ren erhoben. Der Einstandspreis setzt sidr aus dem Einkaufs-
preis und einem Zusdrlag für die der Deutsctren Post bei
der Beschaffirng entstandenen Kosten zusammen. Der Zu-
s&fag beträgt 12,5 0/o fär die ersten 1 000 M des in der Redr-
nung zusammengefaßten , Einkaufspreises und 7,5 0/s für den
I 000 M übersteigenden Betrag.

Nr: Gegenstand GebührM

l.
I. Etrmditc &bühren
a[gemtfne Ghbühren

Genehmigungsgebühr für das
Ilerstellen geaehmigungs-
pflichtiger Femmeldeanlagen
rmd fernmeldetechnisdrer Ge-
räte zur Datenüberhagung
je Creneboigme
Zulassungs- und Prüfgebühr,
je Präfstunde
Mindestgebähr
Zu Nn 02:

1. 'Die 
Gebühr wird erhoben

für das Pn]ifen von tr'unk-
tions- und Fertigungs-
mustern sowie fär das
Überprüfea der Fernmel-
deanlagen oder fernmelde-
teÖnisdren Geräte des Da-
tenteilnehmers zur Daten-
übertragung auf Eiuhaltung
der . Ansülußbedingungen
der Deutsdren Post für den
Dat€nübertragrngsdienst'.
Bereits von der Deutsctren
Post typenmäBig zugelas-
sene Anlagen und Geräte
zur Datenübertragung
brauctren nidrt erneut zu-
gelassen zu werden: Das
gilt niüt für projektgebun-
dene Zulassungen.

2. Wird das Prüfen von Funk-
tions- und Fertigungs-
mustern am Ort der prti-
fenden Dienststelle der
beutsdren Post durdrge-
führt, hat der Auftragge-
ber die Kosten und das Ri-
siko fär den Transport der
zu präfenden Anlagen zu
tragen. Findet die Prüfung
beim Hersteller der zu prä-
fenden Anlage statt sind

0l

02

20,-

18,75
150,-
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Nr. Gegenstand Gebühr M

03

die für die An- und Ab-.reise 
des Prüfbeauftragten

anfallenden Kosten mit zu
erstatten.

3. Angefangene halbe Stun-
den werden auf volle Stun-
den aufgerundet.

Genehmigungsgebühr
für jede neu zu errichtende
Anlage

2. Einrichtungsgebühren
2.L. im Datennetz.

Die Einrichtungsgebühren stel-
len den Kostenbeitrag für die
Herstellung der Ansdrlüsse,
ihre Einmessung und ihre
Übergabe an den Teilnehmer
dar.

2.1.1. Unbefristetes Teilnehmerver-
hältnis
Anschlußgebühren für einen
Datenansdrluß
innerhalb des Ortsnetzes der
zuständigen Daten-Vermitt-
lungsstelle
außerhalb des Ortsnetzes der
zuständigen Qaten-Vermitt-
lungsstelle
für einen Umsdralter oder
eine Umschaltmöglidrkeit auf
demselben Grundstüd<, zu-
sätzlidr
für eine besondere Signalisie-
rungsmöglictrkeit (Wed<er
usw.), zusätzlidr
Heranführen der Datenan-
sdrlußleitung bis zum Grund-
stück
Zu Nr.04 bis 0B:

1. Die Ansdrlußgebühren urri-
fassen audr die Aufwen-
dungen für den Leitungs-
absdrnitt auf dem Grund-
stück des Teilnehmers bis
zur Einführung (einschließ-
lidr), nidrt aber die erfor-
derlidren Erd- und Pfla-
sterarbeiten auf dem
Grundstück sowie für
Maste und ihre Aufstel-
lung auf dem Grundstüdr.

2. Nadr Nr.0B werden die Lei-
stungen für das Herstel-
len einer Datenanschluß-
leitung beredrnet, wenn
vom Verzweiger des Da-
tennetzes bis zum Grund-
stüdr die Leitung außer-
halb gesdrlossener Ortsla-
gen verläuft und aus-
sdrließlictr für den Daten-
teilnehmer hergestellt

, wird.
3. Zusätzlidt zu den Ansdrluß-

gebühren nadr Nr.04 bis
0B werden nadr den gelten-
den Preisbestimmungen
beredrnet:

- Erd- und Pflasterarbei-
ten auf dem Grundstüd<

04

05

06

07

08

60,-

250,-

550,-

30,-
nadr den gel-
tenden Preisbe-
stimmungenl

30,-

t ADordnung Nr. Pr. 251 vom 22. Mat 1985 itber dle Bildung der
Industrleprelse für Montageleistungen (P-Sonderdrud< Nr. 1210 des
Gesetzblattes).
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des Teilnehmers sowie
für Arbeiten bei der
Herstellung von beson-

_ deren Erdern

- Maste, die auf dem
Grundstück errichtet
werden

- Herausführen von Lei-
tungen auf demselben
Grundstüdr in ein ande-
res Gebäude

- Mehraufwendungen
durctr besondere Wün-
sdre des Teilnehmers

- vom Teilnehmer ver-
sdruldete Wartezeiten,

4. In -Verbindung mit Arbei-
ten nactr Nr. 04 bis 07 wer-
den nidrt berechnet:

- Anbringen einer langen
Ansdrlußsdrnur

- Anbringen eines zwei-
ten Hörers.

5. Die Ansdrlu8gebühren nadr
Nr.04 bis 0? werden auctr
beredrnet, wenn Leitungen
von früheren Ansdrltissen
wieder verwendet wer-
den.

6. Die Ansdrlußgebühren wer-
den nidrt beredtnet, wenn
das Teilnehmerverhältnis
vom Nadrfolger mit Zu-
stimmtrng der Deutsdren
Post übernomriren wird. In
diesem Falle werden die
Umschreibgebühren nadr
Abschnitt 3.1.2. Nr. 13 er-
hoben.

Sonstige Einridrtungsgebüh-
ren
Sonsti ge Einridrtungsgebüh-
ren für Leistungen, die nidrt
unter Nr.04 bis 08 aufgeführt
sind
Zu Nr. 09:

Für Gebühren, die nach Nr.09
zu berechnen sind, gelten die
gleidren Grundsätze wie zu
Nr. 04 bis 08.

2.1.2, Befristetes Teilnehmerver-
hältnis

- Bei befristetem Teilnehmer-
verhältnis werden die Gebüh-
ren für das Einridrten und
Abbredren nadr Nr.0B - min-
destens jedodr die Ansdrluß-
gebühren iradr Nr.04 bis 0? -
beredtnet.
Vom Gesamtbetrag - nictrt
jedodr vom Mindestbetrag -
wird nadr dem Abbruch der
Wert der wiederverwendba-
ren Materialien abgesetzt.

2.2. im Telex- und Fernspredtnetz

Ansdrlußgebühr
Zu Nr. 10:

Die Einridrtung eines An-
sdrlusses zur Datenübertra-
gung im Telex- oder Fern=
spredrnetz setzt das Vorhan-

nadr den gel-
tenden Freisbe-
stimmungenl

10 100,-

SDr. l26E

11

13

l7

19

3.

3.1.

3.1.1.

3.t.2.

3.2.

4.

densein eines Telex- bzw.
Fernsprectransdrlusses .voraus.
Besteht noch kein Ansctrluß,
so wird dieser zunädrst nadr
den Bedingungen und Gebüh-
ren der Telex- oder Fern-
sprectr-Anordnung eingeridr-
tet. Die Gebühr Nr. 10 gilt
dann als Zusatzgebühr. Sie
umfaßt die Aufwendungen für
das Einmessen der Ansdrluß-
leitung und die Übergabe des
Ansdrlusses an den Teilneh-
mer.

Änderungsgebühren
im Datennetz

mit Leitungsverlegungen
je Meter verlegte Teilnehmer-
leitung
Mindestgebühr

ohne Leitungsverlegungen

Verlegen eines Ansdrlusses
zur Datenübertragung und An-
schluß an vorhandene Leitun-
gen

Umsctrreibgebühr bei Ande-
rung im Namen des Teilneh-
mers und bei Anderung der
Ansdrluß-Nr. auf Antrag des
Teilnehmers

Anbringen einer langen An-
sctrlußsdrnur

Auswechseln einer Fernmelde-
anlage zur Datenübertragung
auf Wunsdr des Teilnehmers

Sonstige Anderungen, die
nidrt nadr Nr. 12 bis 15 zu
beredrnen sind
Zu Nr. 11 und 12

Die Gebühren gelten für Ver-
legungen innerhalb dessel-
ben Grundstüd<s. Bei Verle-
gungen an eine andere Stelle
finden die Gebühren nadr Ab-
schnitt 2.1. Anwendung.
im Telex- und Fernspredt-
netz
Die Gebührenberechnung er-
folgt nadr der Telex-Anord-
nung bzw. Fernspredt-
Anordnung

§onstige Gebühren

Leistungen der Deutschen Post
für das Ermitteln der Stö-
rungsursadre bis zu 1 Stunde
Dauer

darüber hinaus je weitere an-
gefangene halbe Stunde
Zu Nr. 1? ünd 18:

Die Gebühren werden nicht
erhoben, wenn die Störungen
in den Fernmeldeanlagen der
Deutsctren Post festgestellt
werden.

Zweiteintrag des Datenan-
sctrlusses in das Verzeidrnis
der Datenteilnehmer der
Deutsdren Demokratisctren Re-
publik, je Zeile

5r-

L2

30,-

15,-

30,-

15,-

15,-
nadr den gel-
tenden Preis-
bestimmungent

30,-

15,-

t4

15

16

1B

5,-

7



Nr, Gegenstand Gebühr M

20

2L

Zweiteintrag des Datenan-
sctrlusses für im Nutzerver-
fahren Datenbank-Teilneh-
mer hergestellte Verzeidtnisse,
je Eintrag
Zu Nr.19 und 20:

Der Ersteintrag in das be-
treffende Verzeictrnis ist ge-
bührenfrei
Auskunft über Anschluß-Ruf-
nummern von Datenteilneh-
mern

10,-

gebührenfrei

Nr Gegenstand Monatlidre
Gebühr M

1.

II. Begelmäßig wiederkeh-
.rende Gebühren

Datennetz
Teilnehmergrundgebühr, je
Ansdrluß
Zu Nr.8010:
Die Teilnehmergrundgebühr
ist die laufende Vergütung
für die Bereitstöllung des An-
schlußorgans in der Vermitt-
lungsstelle und der Ansdrluß-
leitung zum Datenteilnehmer
sowie die besonderen Aufwen-
dunggn der Deutsdren Post
für den öffentlidren Daten-
übertragungsdienst Die Ge-
bühr wird unabhängig von
der örtlidren Lage für jeden
Ansdrluß erhoben.
Fernansdrlußgebühr, je An-
sdrluß
Zu Nr. 8011:

Die Fernansdrlußgebühr wird
ohne Rüchsidrt auf die tat-
sädrlidre Länge der Ansdrluß-
leitung erhobän, wenn sidr
der Ansdriuß zur Datenüber-
tragung in einem Ortsnetz
ohne Datenvermittlungsstelle
befindet.
Uberlassungsgebühr für Fern-
meldeanlagen der Deutschen
Post zur Datenübertragung
Umschalter
Zweiter WecJ<er

Sonstige Fernmeldeanlagen
der Deutsdten Post zur Da-
tenübertragung
Telex-Netz
Teilnehmergrundgebühr
Zu Nr.8020:
Diese Gebühr ist eine Zusatz-
gebühr zur monatlidten
Grundgebühr für jeden Telex-
Ansctrluß gemäß Telex-An-
ordnung. Sie wird erhoben für
die besonderen Aufwendungen
der Deutsdren Post, die sidt
aus dem Anschluß zusätzli-
ctrer fernmeldetectrnisctrer Ge-
räie zur Datenübertragung an
das Telex-Netz ergeben. Die
Gebühr gilt auctt für jeden
Redrneransdrluß und jede
amts- und halbamtsberedttigte
Nebenstelle.

100,-

270,-

-,15
-'60

s. Allgemeine
Bestimmungen

30,-

8010

801 1

8020

8012

8013

9999

2.
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Nr. Gegenstand Monatlidre
Gebühr M

3.

Uberlassungsgebühr für Fern-
meldeanlagen der Deutsctren
Post, die sidr beim Datenteil-
nehmer befinden
Fernsprechnetz
Teilnehmergrundgebühr
Zu Nr. 8025:
Diese Gebühr ist eine Zusatz-
Bebühr zur monatlidren
Grundgebühr für jeden Fern-
spredransdrluß gemäß Fern-
spredr-Anordnung. Sie wird
erhoben für die besonderen
Aufwendungen der Deutsctren
Post, die sidr aus dem An-
sctrluß zusätzlidrer fernmelde-
tedrniscler Geräte zur Daten-
übertragung an das Fern-
sprectrnetz ergeben.
Die Gebühr gilt auch für jb-
den Rechneransdrluß und jede
amts- und halbamtsberech-
tigte Nebenstelle.
Überlassungsgebühr für
Fernmeldeanlagen der Deut-
sdten Post, die sidr beim Da-
tenteilnehmer befinden

Gebühren ge-
mäß Telex-
Anordnung

80,-

Gebühren ge-
mäß Fern-
spredt-Anord.
nung

8025

Nr, Gegenstand Gebühr M

1.

III. Übertragungsgebähren -

Datennetz (hanitvermittelt)
Die Übertragungsgebühren
werden nadr der Verbindungs-
dauer in Gebühreneinheiten
beredrnet.
Die Gebühr je Gebührenein-
heit beträgt 0,15 M.

Verbindungs§auer
für eine

Gebühreneinheit
Volle Ermäßigte
Gebühr Gebühr

Zonel 60 s lB0 s

ZoneII 20s 60s
Zone III 10 s 30 s
Mindestgebühr, monatlidt
Zu Nr. 22 bis 24:
1. Die Zonen entspredren den

Zonen des Fernsprech-
Selbstwählf erndienstes.
Verbindungen innerhalb
desselben Fernspredt-Orts-
netzes redrnen zur Zone I.

2. Die erm'äßigte Gebühr
wird in Zone I von
22.00 Uhr bis 7.00 Uhr, in
ZonelI und III montags
bis freitags von 17.00 Uhr
bis ?.00 Uhr, sonnabends
ab 14.00 Uhr, sonn- und
feiertags ganztägig be-
redrnet.

Telex-Netz
Die Gebühren werden wie
Schreibgebühren nadr der Te-
lex-Anordnung beredrnet.
Fernspiechnetz
Die Gebühren werden wie
Orts- oder Ferngesprächsge-
bühren nadt der Fernspredt-
Anordnung beredtnet.

.r.,

23

24

400,-

2.

3.



Auf Grund des § 37 des Gesetzes vom 29. November 1985
über das Post- und Fernmöldewesen (GBl. I Nr.31 S.34ä)
wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen-
tralen Staatsorgane folgendes angeordnet :

Absdrnitt I

Geltungsbereic.h

§1

(1) Diese Anordnung regelt

a) das Erridrten, An-dern und Betreiben von lei-
tungsgebundenen Fernmeldeanl,agen für den nidrt-
öffentlichen Fernmeldeverkehr (nadrfolgend leitungs-
gebundene Fernm,eldeanlagen genannt),

b) das Überlassen von Übertragungswegen der Deutschen
Post für den nidrtöffentlidren Fernmeideverkehr zur
sländigen oder zeitweisen Nutzung.

(2) Wenden leitungsgebundene Fernmeldeanlagen eines
Redrtsträgers, die er auf der Grundlage einer Genehmigung
zur ?eilnahme am nichtöffentlichen Fernrneldeverkehr be-
treibt, zugleidt für den öffentlidten Fernmeldeverkehr ge-
nutzt, gelten dafür audt die dafür erlassenen Rechtsvorsdrrif-
ten.

(3) Für das Erridrten, Andern und Betreiben von Ernp-
fangsantennenanlagen gilt die Anordnung vom 28. Februar
1986 über das Herstellen, Erridrten, Betreiben und Andern
von Rundfunkempfängern und Empfangsantennenanlagen
für den Hör- und Fernseh-Rundfunk - Rundfunk-Anord-
nung - (GBl. I Nr. 10 S. 111).

Absduitt II

Erric.hten, Ändern und Betreiben von
leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen

§2

(1) Die Deutsctre Post kann das Erpidrten, Andern und
Betreiben leitungsgebundener Fernmetrdeanlagen gemäß § 12
Abs. I Ziff. 2 des Gesetzes über das Post- und Fernmelde-
wesen genehmigen, wenn

a) der Antragsteller zur Begründung nadrweist, daß sein
Nadlridrtenverkehrsbedürfnis volkswirtsdraftlidr not-
wendig ist und durch die Teilnahme am öffentlidten
Fernmeldeverkehr niiht befriedigt werden kann,

b) die für das Erridrten, Andern und Betreiben der lei-
tungsgebundenen Fernmeideanlagen erf orderlidren tedr-
nisctren und teehnologisdten Voraussetzungen vorhan,
den sind. Die dafür notwendigen tedrnisdren Prüfungen
sind von der Deutsdren Post durdrzuführen.

(2) Bevor mit der Vorbereitung von Investitionsvorhaben
oder anderen Maßnahmen begonnen wird, muß die Geneh-
migung für das Erridrten, Andern und Betreiben von lei-
tungsgebundenen F,ern,meldeanlagen. vorliegen.

(3) Die Deutsdre Post bestimmt die tedrnisdre Lösung für
das Ansdrließen und./oder Ankoppeln einer leitungsgebunde-
nen Fernmeldeanlage an ihr Fernmeldenetz und legt Ort
und Parameter der tedrnischen Sdrnittstelle (Übergabestelle)
fest.

(4) Der Genehmigungsinhaber ist Rechtsträger oder Eigen-
tümer der an -das Fernmeldenetz der Deutsdren Post anzu-
sdrließenden oder anzukoppelnden treitungsgebundenen Fern-
meldeanlagen.

§Dr.1268

Anordnung
über leitungsgebundene Fernmeldeanlagen

für den nie.htöffentlielen Fernmeldeverkehr
und für das Übsrlassen von übertragungswegen

yom 28. Februar 1986

§3

Anträge

(1) Die Anträge für das Erridrten, Andern und Betreiben
von leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen müssen enthal-
ten:

a) den Nadrweis des Antragstellers, daß sein Nadrriehten-
verkehrsbedürf nis volkswirtsdraf tlictr notwendig ist und
durctr di,e Teilnahme am öffentlidren Fernmeldeverkehr
nidrt bef niedigt wir'd,

b) Angaben über die vom Antragsteller zum Einsatz vor-
gesehenen Endeinrictrtungen mit ihren Sdrnittstellen-
parametern sowie Art und Anzahl der benötigten über-
tragungswege.

Auf Verlangen der Deutsdren Post sind dieser die entspre-
drenden Dokumentationen und weitere Unterlagen vorzule-
gen.

(2) Bei einer vom Genehmigungsinhaber vorgesehenen An-
derung seiner leitungsgebundenen Fernmeldeanlage ist die
erteilte Genehmigung dem Antrag beizufügen.

(3) Bei Wedrsel der Rectrtsträgersdraft an einer leitungs-
gebundenen Fernmeldeanlage hat der bisherige Rechtsträger
die Genehmigung dem Aussteller zurückzugeben. Die lei-
tungsgebundene Fernmeldeanlage darf von dem neuen
Rechtsträger erst betrieben werden, wenn ihm die Geneh-
migung dafür erteilt ist.

(4) Namensänderung-en des Genehmigungsinhabers einer
Ieitungsgebundenen Fernmeldeanlage sind der Deutsdren
Post innerhalb I Monats sdrriftlictr mitzuteilen, Die erteilte
Genehmigung ist beizufügen.

§4

Autbau und Montage von leitungsgebundenen
Fernmeldeanlagen

(1) Für den Aufbau und die Montage von leitungsgebun-
denen Fernmeldeanlagen einsdrließlidr der dafür notwendi-
gen Vorbereitungsmaßnahmen sowie für das Instandhalten
und Abbauen dieser Anlagen ist der Genehm,igungsinhaber
verantwortlictr.

(2) Kabel- oder Fernmeldefreileitungsanlagen sind nadr
den tedtnisdren For.derungen der Deutsdren Post zu errictr-
ten, wenn sie in der Nähe von Fernmeldeanlagen der Deut-
sdren Post verlaufen oder diese kreuzen. Das gilt auctr für
das Andern, Instandhalten oder Abbauen dieser Anlagen.
Erforderlictre Sdrutzmaßnahmen hat der Genehmigungsinha-
ber auf seine Kosten zu veranlassen.

(3) Die Arbeiten zum Errichten oder Andern von leitungs-
gebundenen Fernmel.deanlagen gemäß Abs.2 einsctrließlidt
der dafür notwendigen Sdrutzmaßnahmen sind vorher mit
der Deutsdren Post zu vereinbaren. Die Deutsdte Post ist
berechtigt, die Arbeiten durdr ihre Mitarbeiter beaufsidrti-
gen zu lassen. Die Kosten hierfür hat der Genehmigungs-
inha,ber zu tragen.

(4) Übertragungswege in leitungsgebundenen Fernmelde-
und in Ridrtiunkanlagen, die sidt in Rectrtsträgersdraft eines
Genehmigungsinhabers befinden, dürfen grundsätzlidr nicht
an andere überlas'sen werden. Die Deutsctre Post ist jedodr
beredrtigt, freie Übertragungswege .in diesen Fernmeldean-
lagen auf der Grundlage von Vereinbarungen ständig oder
zeitweilig zu nutzen.

I



§5
Mitnutzen von Kabelkanalanlagen oder
Freileitungsanlagen der Deutsehen Post

durch andere

(1) Die Deutsdre Post kann auf der Grundlage von Ver-
einbarungen anderen die Mitnutzung ihrer . Kabelkanal-
oder Freileitungsanlagen gestatten, wenn darnit der plan-
mäßrige Ausbau der Fernmeldeanlagen der Deutsdten Post
nidrt beeinträchtigt wird.

(2) Fernmeldekabel anderer sind auf den Abs.dtnitten, in
denen Fernmeldeanlagen der Deutsdren Post mitgenutzt wer-
den, vorl der Deutsdten Post zu erridrten, instandzusetzen,
zu ändern und abzubauen. tr'ür diese Arbeiten sind Wirt-
sc}raf tsverträge abzusdlließen.

(3) Die Mitnutzung von Freileitungsanlagen der Deut-
sdren Post durctr andere für das Mitführen von Blankdraht-
leitungen ist nidtt zulässig.

(4) Werden Freileitungsanlagen der Deu,tsdren Post durdr
unterindisdre Kabelanlagen ersetzt, besteht kein Anspruch
darauf, daß mitgeführte Freileitungen anderer in Kabelania-
gen der Deutschen Post übernommen werden oder die M'it-
nutzung von Kabelkanalanlagen der Deutsdten Post ge-
stattet wird.

(5) Die für die Leistungen der Deutsdren Post gemäß Abs. 2

erforderlidten finanziellen und materiellen Fonds hat der
Genehmigungsinhaber bereitzustelien.

§6
Tedrnische Abnahme untl Kontrolle der
Ieitungsgebundenen Fernmeldeanlagen

(1) Der Genehmigungsinhaber ist verpflidttet, die leitungs-
gebundenen Fernmeldeanlagen vor rihrer Inbetriebnahme von
der Deutsdren Post tedtnisdt abnehmen zu lassen. Auf Ver-
langen sind der Deutsdren Post alle Unterlagen über die
leitungsgebundenen Fernmeldeanl-agen zur Vertügung zu
stellen" Die tedrnisdre Abnahme wird auf der Genehmigung
vermerkt. Das gleidre gilt nadr Anderungen der leitungsge-
bundenen Fernmeldeanlagen.

(2) Die von der Deutschen Post gemäß § 23 des Gesetzee
über das Post- und Fernmeldewesen durchgeführten Kontrol-
len s,ind gebührenfrei. Besondere Prüfungen auf Grund fest-
gestellter Veistöße werden dem Genehmigungsinhaber nach
dem Aufwand berechnet und al,s Gebühr in Redtnung gestellt.

(3) Ist gegen die Bestimmungen dieser Anordnung oder
gegen Auflagen zur Genehmigung verstoßen worden, sind
die Mängel innerhalb einer von der Deutsctren Post festge-
legten Frist vom Genehmigungsinhaber zu beseitigen. Die
Deutsdre Post kann verlangen, daß der Fernmeldeverkehr
bis zur Herstellung des ordnungsgemäßen Zustandes ganz
oder teilweise eingestellt wird.

Absdrnitt III

Überlassen von. Übertragungswegen aus dem
Fernmeldenetz der Deutschen Post

§7
(1) Die Deutsctre Post kann auf Antrag Übertragungswege

aus ihrem Fernmeldenetz überlassen. Sie bestirnmt die Füh-
rung und das Ü,bertragungsmedium der Übertragungswege.

(2) Voraussetzung für das Überlassen eines Übertragungs-
weges dur@ die Deutsdre Post ist, daß dem Antragsteller
eine Genehäigung für das Errictrten, Andern und Betreiben
von leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen erteilt wurde.
Die Genehmigung,ist dem Antrag zur Ergänzung beizufügen.
Der Antragsteller hat den Nadrweis zu erbringen, d,aß die
beantragten Übertragungswege zvr Durdrführung seines
nidrtöffentlidren Fernmeldeverkehrs notwendig sind.

(3) Übertragungswege können entspredrend der Antrag-
stellung durch die Deutsdre Post befristet oder unbefristet
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überlassen werden. Eine Überlassung bis zu 30 Tagen gilt
als befristete Überlassung.

(4) Die Deutsdre Post kann Übertragungswege wiederholt
befristet überlassen und dies organisatorisdr oder tecttnisdt
vorbereiten. Für die wiedelrholte befristete Übertassung sind
Vereinbarun gen abzusdtließen.

(5) Von der Deutschen Po,st werden Übertragungswege
nidrt bereitgestellt, wenn die Betriebsart oder die eingesetz-
ten Endeinridrtungen den planmäßigen Ausbau oder die Ent-
widrlung des Fernmeldenetzes der Deutsdren Post behindert.
Einzelheiten werden in der Ridrtlinie für das Überlassen
von Übertragungswegen geregelt.

(6) Das Zusammenschalten überlassener Übertragungslvege
mit leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen erfolgt durch die
Deutsdre Post.

(7) Die Deutsctre Post ist beredrtigt, die Führung über-
lassener Übertragungswege zu ändern, wenn deren Verwen-
dungszwecJ< dadurdr nidrt eingesdrränkt w,ird.

(B) Von der Deutsdren Post können überlassene Übe,rtra-
gungswege abgesdraltet werden, wenn sie nidrt entsprechend
den Bestimmungen dieser Anordnung, der erteilten Geneh-
migung und den Auflagen dazu betrieben werden.

§B
(1) Anträge auf Überlassung von Übertragungswegen sind

auf Vordrudr in zweifadrer Ausfertigung den zuständigen
Dienststellen der Deutsctren Post vorzulegen.

(2) Anträge auf eine befristete Überlassung von Übertra-
gungswegen können in Ausnahmefällen formlös gestellt wer-
den. Sie müssen mindestens folgende Angaben enthaltön:

a) den Nachweis der gesellschaftiichen oder volkswirt-
. sctraftlichen Notwendigkeit,

b) genaue Kennzeidtnung der Endpunkte (Postansctrrift),
c) Betriebsart (Übergabeparameter) und die vorhandenen

oder vorgesehenen Endeinridrtungen,
d) tedrnisctre Bedingungen, die an den Übertragungsweg

gestellt werden,
e) bei Weitersdraltung in Kabelanlagen des Antragstellers

d.ie Art'und Länge der Übertragungswege,
f) der Zeitpunkt der Bereitstellung und die Dauer der

gewünsdrten Überlassung und
E) die Anschrift und Bankverbindung des Antragstellers.

(3) Der Antrag auf Überlassung eines Übertragungsweges
muß grundsätzlidr 2 Wodren vor dem gewünschten Bereit-
stellungstermin bei der zuständigen Dienststelle der Deut-
sdren Post vorliegen. Das gilt auctr' für Anträge auf Ande-
rung eines überlassenen Übertragungsweges. Diese Anmelde-
frist verlängert sidr, wenn die Überlassung von Übertra-
gungswegen zum Zwech

a) der Datenübertragung,
ti) der Nutzung für Multiplexverfahren,
c) des internationalen nidrtöffentlictren Fernmeldeverkehrs

beantragt wird. Für derartige Fälle ist der Bereitstellungs-
terrnin mit den jeweils zuständigen Dienststellen der Deut-
sctren Post zu vereinbaren.

(4) Die Bereitstellung der Übertragungswege durctr die
Deutsdte Post erfolgt um 12 Uhr des im Antrag genannten
Tages. Abweichende Uhrzeitea sind im Antrag anzugeben
oder mit der Deutsctren Post zu vereinbaren.

§e
Überwachungsmessungen, Störungsbeseitigung,

Ersatzsehaltungen

(1) Die Deutsdre Post ist beredrtigl, an den von ihr über-
lassenen Übertragungswegen Überwadrungsmessungen und
Instandhaltungsarbeiten durdrzuführen. Der vorgesehene
Termin für diese Arbeiten wird einer Endstelle des,Geneh-
migungsinhabers mindestens 3 Tage vorher mitgeteilt. Die



Benadtridrtigungsfrist kann verkürzt werden, wenn ein mlt
dem Genehrnigungsinhaber des Übertragungsweges abge-
stimmter Meßplan vorliegt.

(2) Störungen an überlassenen Übertragungswegen werden
von der Deutsdren Post gebührenfrei beseitigt. \/ird festge-
stellt, daß die gemeldete Störung von der Fernmeldeaniage
des Antragstel'lers ver,ursacht worden ist, sind die Leistun-
gen der Deutschen Post für das Ermitteln der Störungsursadre
gebührenpflichtig.

(3) Ersatzsctraltungen für überlassene Übertragungswege
werden nur unter Berüd<sidrtigung der konkreten tedrnisctren
Voraussetzungen durdrgef ührt. Ein Anspruch aut Ersaüzschal-
tung von überlassenen tlbertragungswegen besteht nicht.

(4) Wird bei Überwactrungsmessungen oder Instandhal-
tungsarbeiten von weniger als 6 Stunden Dauer eine vom
Rectrtsträger der Fernmeldeanlage beantragte Ersatzsdraltung
ausnahmsweise ausgeführt, ist dies gebührenpflichtig.

§10
' Beendigung der Überlassung

(1) Das Überiassen der Übertragungswege endet mit
a) Fristablauf,
b) Verzidrt des Genehmigungsinhabers,
c) Widerruf der Genehmigung gemäß § 2 Abs.2 der Durdr-

führungsverordnung vom 29. Novernber 1985 zum Ge-
setz über das Post- und Fernmeldewesen - Genehmi-
gung zum Fernmeldeverkehr - (GBl. I Nr.31 S.354).

(2) Der Verzidrt ist zum Sctrluß eines Iialendermonats zu-
lässig. Die Verzidrtserklärung muß der Deutsctren Post spä-
testens am letzten Arbeitstag des vorhergehqnden Monats
sciiriftlich zugehen.

Absdnitt IV
Zusammenschalten von Fernmeldeanlagen

§11
' Zusammensehalten von leitungsgebundenen

Fernmeldeanlagen untereinander
, oiler mit Funkanlagen

(1) Das Zusam'mensctralten von leitungsgebundenen Fern-
metrdeanlagen untereinander oder mit Funkanlagen ist ge-
nehmigungspflichtig.

(2) Leitungsgebundene Fernmeldeanlagen dürfen nur mit
Funkanlagen des gleieien Genehmi gungsi nhabers zus_ammen-.
gesdtaltet werden. Das Zusarnmensdralten von leitungsge-
bundenen'Ferrrmeldeanlagen mit Funkanlagen ist nur über
ortsf este Funkstellen zugelassen.

(3) Die Genehmigung zum Zusammensdralten ist gemäß
§ 3 zu beantragen. Erteilte Genehmigungen sind dem Anirag
beizuftigen.

§12

Gemeinsame Nutzung einer leitungsgebundenen
Fernmeldeanlage für ilen ötfenUidren

unil nichtäflentlichen Fernmeldeverkehr

(1) Wird eine leit'ungsgebunäene Fernmeldeanlage sowohl
für den öffentlidren als audr für den nictrtöffentlidren Fern-
meldeverkehr genutzt, rist diese gemeinsame Nutzung geneh-
migungspflidrtig.

(2) Die gemeinsame Nutzung ist gemäß § 3 dieser Anord-
nung zu beantragen. Erteilte Genehmigungen sind dem An-
trag beizufügen.

(3) Der Genehmigungsinhaber ist verpflidrtet z,u sictrern,
daß Leitungen für seinen nidrtöffentlidren Fernmeldeverkehr
zwischen zwei leitungsgebundenen Fernmei.deanlagen nicht
mit Leitungen der Deutschen Post für den öffentlictren Fern-
meldeverkehr verbunden werden. '

Absünitt V

Gebühren

§13

(1) Die Deutsdre Post beredrnet Gebühren für
a) das Erteilen von Genehmigungen für

. das Erridrten, Andern und Betreiben von leitungsge-
bundenen Fernmeldeanlagen

. das Zusammensctralten von leitungsgebundenen Fern-
meldeanlagen untereinander oder mit Funkanlagen

. die gemeinsame Nutzung einer leitungsgebundenen
Fernme.Idearrlage sowohl für den öffentlidren als auctt
für den nichtöffentlictren Fernmeldeverkehr,

b) das Überlassen von Übertragungswegen,
c) das Mitnutzen von Kabelkanai- oder Fr.eileitungsanla-

gen der Deutsdren Postdurdr andere,
d) sonstige Leistungen.

(2) Die Gebühren sind in der Anlage zu dieser Anordiung
aufgeführt. Gebühren für

a) Übertragungswege gemäß § 15 Abs. 1,

b) die weitere Mitnutzung von Freileitungsanlagen .der
Deutsdren Post gemäß § 15 Abs. 2

werden durctr Preiskarteiblaüt vom Ministerium für Post-
und Fernmetrdewesen festgesetzt.

(3) Die Gebühren für die überlassung von übertragungs-
wegen im internationalen Fernmeldeverkehr werden vom
Ministerium für Post- und Fernmeldewesen gesondert fest-
gesetzt.

(4) Für das Bereiktellen eines Übertragungsweges werden
einmalige Sdral'tgebühren und regelmäßig wiederkehrende
Überlassungsgdbühren erhoben. Die Sdtaltgebühr ist auc} zu
entridrten, wenn

a) auf Grund eines Antrages Umschaitungen oder mit
Sctraltarbeiten verbundene Anderungen eines überlas-
senen Übertragungsweges durctr die Deutsche Post aus-
zuführen sind,

b) ein Antrag auf Überl€rssung eines übertragungsweges
nicht mindestens 1 Wodre vor dem Bereitstellungster-
min zurüchgezogen wird.

(5) Für alle Gebühren ist der Genehmigungsinhaber oder
Nutzer von überlassenen Übertragungswegen gegenüber der
Deutsdten Post zahlungspflidrtig.

(6) Die Gebühren für regelmäßig wiederkehrende Leistun-
gen können im voraus erhoben werden. Einmalige Gebühren
für Leistungen, deren Höhe sictr erst nadr Ausführung der
Leistungen berectrnen Iäßt, werden na&trä§lidr erhoben.

(7) Die GebührenpfLidrt zur Entridrtung regelmäßig. wie-
derkehrender Gebühren be ginnt

a) bei der Überlassung von Übertragungswegen mit dem
Tag der Bereitstellung des Übertragungsweges,

b) bei Mitnutzung einer Kabelkanal- oder Freileitungsan-
Iage der Deutschen Post durctr andere mit dem Tag des
Absdrlusses der dazu erforderlichen Arbeiten,

c) bei Anderungen mit dem Ersten des folgenden Monats.

(B) Die Gebührenpflidrt zur Entridrtung regelmäßig wie-
derkehrender Gebühren endet

a) am Schluß eines Kalendermonats, zu dem ,der Nutzer
eines Übertragungsweges den Verzidrt bei der Deut-
sdten Post erklärt,

b) mit dem Tag der Absendung des Widerrufes durch die
Deutsche Post,

c) mit dem Tag des Fristablaufes.

(9) Die Gebühren werden für von der Deutschen Post fest-
gelegte Abrechnungszeiträume zusammengefaßt und in die
Fernmeiderechnung aufgenommen. Der in der Fernmelde-
redrnung ausgewiesene Betrag wird 7 Tage nach Absendung
der Fernmelderechnung f ällig.

i
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(10) Bei der Beredrnung von regelmäßig wiederkehrenden
Gebühren und Zinsen werden für jeden Monat 30 Tage zu-
grunde gelegt. Für Teile eines Monats werden die Gebühren
anteilig berechnet, wenn nichts anderes bestimmt ist.

(11) Der in der Fernmelderechnung ausgewiesene Geldbe-
trag wird von Zahlungspfiidtigen, die dem Geltungsbereictt
der Zahlungsverkehrs-Verordnung vom 13. Oktober 1983
(G81. I Nr. 30 S.293) unterliegen, auf der Grundlage einer
Vereinbarung im Lastschriftverfahren eingezogen.

(12) Gebührenrüdrstände jeder Art haben Zahlungspflidr-
tige, di,e der Zahlungsverkehrs-Verordnung unteriiegen, nadr
den für den Zahlungsverkehr geltend,en Redrtsvorsctrriften
zu verzinsen. Für alle übrtgen Zahl,ungspflidetigen beträgt
die Höhe der Verspätungs-/Verzugszinsen 4 0/6 jährli&.

113) Die Deutsdre Post erstattet auf Veriangen Gebühren,
wenn nadrgewiesen wird, daß die Deutsdre Post die Leistun-
gen nidrt ausgeführt hat, für die Gebühren berectrnet wor-
den sind. Gebühren werden ohne Aufforderung erstattet,
wenn die Deutsctre Post feststellt, daß die Leistungen nictrt
ausgeführt worden sind.

(14) Für zu erstattende Gebühren zahlt die Deutsdre Post
Zinsen, wenn diese monatlictr einen Betrag von 5,- M über-
steigen. Für Gebühren, die die Deutscl-re Post versehentlidr
nicht erhoben hat und später nachfordert, werden für die Zeit
bis zur Nactrforderung keine Zinsen erhoben.

Abschnitt VI

Schadenersatzpflie:ht

§14

(1) Für materiellen Sctraden, der von der Deutsdren Post
dem Genehmigungsinhaber bei der Durctrführung von Arbei-
ten entspredrend dieser Anordnung verursadrt wird, ist sie
gemäß den dafür geltenden Bestimmungen des Zivil- oder
Wirtschaftsrechts materiell verantwortlich.

(2) Das Zivil- oder Wirtsdraftsrecht ist audr anzuwenden,
wenn der Genehmigungsinhaber im Zusammenhang mit dem
Errichten, Andern und Betreiben der leitungsgebundenen
Fernmeldeanlage der Deutsclren Post einen materiellen Scha-
den zufügt.

Abschnitt VII

Schlußbestimmungen, Inkrafttreten

§15

§chlußbestimmungen

tl) Soweit vor Inkrafttreten dieser Anordnung Übertra-
gungswege mit einer oberen Übertragungsfrequenz größer
3,4kHz bis zu 60 kHz überlassen wurden, können diese bis
zur Beendigung der Überlassung weiterhin genutzt werden.

(2) In Freileitungsanlagen der Deutschen Post können
Blankdiahtleitungen anderer bis zum Abbruch der Frei-
leitungsanlage weiterhin mitgeführt werden, wenn die Mit-
nutzung vor Inkrafttreten dieser Anordnung gestattet wurde.

§16

Inkrafttreten

Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1986 in Kraft.

Berlin, den 28. Februar 1986

Iler Minister
lür Post-'und Fernmeldewesen

Schulze

\
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Gebühren
fiir aas Errichten, Ändern und Betreiben von

leitungsgebundenen Fernmeldeanlagen für den
nichtöffentlicher'! Fernmeldeverkehr sowie
für das Überlassen von Ubertragungswegen

Allgemeine Bestimmungen

Die Gebühren für überlassene Übertragungswege zwisctren
Ortsnetzen werden in 3 Gebührenzonen eingeteilt. Dabei ent-
spredren die Gebührenzonen I bis III den Zonen I bis III
des Selbstwählferndienstes zwisdren den beiden Ortsnetzen,
in denen sich die Endstellen des überlassenen Übertragungs-
weges befinden.

Nr. Gegenstand Gebühr M

1.

I. Einmalige Gebühren
Genehmigungsgebühren
für neu zu errichtende Anlagen
für das Zusammensdralten von
leitungsgebundenen Fernmelde-
anlagen untereinander oder mit
Funkanlagen
für die gemeinsame Nutzung
einer leitungsgebundenen Fern-
meldeanlage für den öffentlichen
und nidrtöffentlidren Fernmelde-
verkehr
für Anderungen und Erweite-
rungen der Genehmigung
bei Namensänderung des Ge-
nehmigungsinhabers
für das Ausstellen einer Zweit-
sdrrift der Genehmigung
Zu Nr. 01 bis 06:

1. Mit der Genehmigungsgebühr
sind die Aufwendungen für
das Prüfen und Bearbeiten
der Anträge abgegolten.

2. Für abgelehnte Anträge werden
kelne Gebühren erhoben.

3. Treffen gleidrzeitig mehrere
Gebühren zu, wird nur die
jeweils hödrste berechnet.

Sehaltgebühren für das Über-
lassen von Übertragungswegen
bei Einhaltung der Anmeldefrist
innerhalb eines Ortsnetzes
zwischen Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III
bei Niehteinhaltung der Anmeldefrist
innerhalb eines Ortsnetzes
zwischen Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III
Zu Nr. 10 bis 23:

1. Die Sdraltgebühren werden in
folgenden Fällen erhoben, wenn
nicht ausdrüdrlidr etwas anderes
bestimmt ist:
a) für jede einzelne überlassung,

unabhängig davon, ob sie
befristet oder unbefristet
erfolgt,

60,-

01

02

03

a4

05

06

10

11

12

13

20

2l
22

23

2.

2.1

60,-

60,-

40,-

20,-

20,-

50,-

120,-
180,-
240,-

75,-

180,-
270,-
360,-

2.2.

Anlage

zu vorstehender Anordnung



Gegenstand Gebühr M Nr Gegenstand Gebtihr M

2.3.

b) für jede beantragte Umsdraltung
oder mit Schaltarbeiten ver-
bundene Anderung eines über-
lassenen Übertragungsweges,

c) für beantragte Überlassungen,
wenn der Antrag nidrt min-
destens 1 Woche vor dem
I nb e t ri ebnah me t ermi n
zurückgezogen wird.

2. Die Anmeldefrist gilt als ein-
gehalten, wenn der sdrriftlidre
Antrag 2 Wodren vor dem ge-
wünsdrten Zeitpunkt der In-
betriebnahme bei der zu-
ständigen Dienststelle der
Deutsctren Post voriiegt.

3. Für das Überlassen von
Überkagungswegen zum Zwecke
a) der Datenübertragung,
b) der Nutzung für Multiplex-

verfahren,
c) des internationalen nidrt-

öf fentlichen Fernmeldeverkehrs
gilt hinsidrtlidr der Anmeldefrist
die getroffene Vereinbarung.

f ür ausgef ührte Ersatzschaltungen

innerhalb eines Ortsnetzes

zwisdren Ortsnetzen
Zu Nr. 30 und 31:

Diese Gebühren werden für ausge-
führte Ersatzsdraltungen überlassener
Übertragungswege erhoben, die bei
Überwachungsmessungen oder
Instandhaltungsarbeiten von we-
niger als 6 Stunden Dauer vom
Genehmigungsinhaber oder Nutzer
gefordert wurden.

wiederholte befristete Überlassung
Die Gebühren füi die Vorbereitung,
Inbetriebnahme und Nutzung der
wiederholt befristet überlassenen
Übertragungsrryege werden vom Mi-
nisterium für Post- und Fernmelde-
wesen mit dem Nutzer vereinbart.

30

31

10,-
15,-

2.4.

9999

Sonstige Leistungen

Die Gebühren für nadrfolgend
aufgeführte Leistungen der Deut-
sdren Post werden nadr den gelten-
den Preisbestimmungenl be-
rectrnet:

a) Herstellen einer Kabelanlage zwi-
sdren der festgelegten Übergabe-
stelle des Fernmeldenetzes der
Deutsdren Post und der leitungsge-
bundenen Fernmeldeanlage des Ge-
nehmigungsinhabers, sofern die An-
lage aussctrließlidr für den Geneh-
migungsinhaber hergestellt und von
diesem genutzt wird,

b) Erriehten und Abbauen von Kabel-
oder Freileitungsanlagen für befri-
stet. überlassene Übertragungsw-ege,

c) Arbeiten, die auf Antrag des Ge-
nehmigungsinhabers an dessen
Endeinrichtungen ausgeführt wer-
den,

I Z,Z. gllt dle Anordnung Nr. Pr.251 vom 22. Mai 1985 über die Bll-
dung der Industriepreise für Montageleistungen (P-Sonderdrud( Nr. 1210
des Gesetzblattes).

3.

d) Projektierung, Erridrtung, Instand-
haltung, Anderung, Erweiterung
und Abbau von Kabei- oder Frei-
leitungsanlagen des Genehmigungs-
inhabers,

e) das Beaufsidrtigen der Arbeiten
für das Erridrten oder Andern von
KabeI- oder Freileitungsanlagen
des Genehmigungsinhabers, wenn
diese Arbeiten nictrt von der Deut-
sdren Post ausgeführt werden,

0 Arbeiten zur Mitnutzung von
Kabelkanal- oder Freileitungs-
anlagen der DeutscLren Post
(Aufbringen von Luftkabeln auf
vorhandene Gestänge oder Ver-
legen von Kabeln in Kabelkanal-
anlagen sowie das Auswechseln
gestörter Kabelabsdrnitte und das
Abbauen dieser Anlagen),

g) Durdrführen der teclrnisdren
Abnahme sowie besondere Über-
prüfungen auf Grund festge-
stellter Verstöße gegen die Be-
stimmungen dieser Anordnung oder
die Auflagen zur Genehmigung,

h) das Eingrenzen einer vom Nutzer
gemeldeten Störung, wenn diese
von der Fernmeldeanlage des
Nutzers verursaclrt wird ;

die Mindestgebühr beträgt

Nr. Gegenstand
Monatlictre
Gebtihr M

9999
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Nr.

15,-.

II. Gebühren für regelmäßig wie-
derkehrende Leistungen

Vorbemerkungen
1. Bei unbefristeter Überlässung

von Übertragungswegen bzw. bei
der Mitnutzung einer Kabelkanal-
oder Freilbitungsanlage durch
andere werden bis zum Beginn
des regelmäßigen Abredrnungs-
zeitraumes beredrnet:
a) vom Bereitsteliungstag bis

Monatsende für jeden Kalen-
dertag je einen Tagessatz,

b) ggf. weitere volie Monatsge-
bühren.

2. Als Tagessatz gilt 1/30 der
jeweiligen
Monatsgebühr.

3. Bei befristeter überlassung wird
für jeden vollen od6r begonnenen
Tag ein Tagessatz beredrnet.
Als Tag gilt ein Zeitraum
von 24 Stunden, nicht ein
Kalendertag. Die befristete
Überlassung redrnet von dem
Zeitpunkt an, zu dem die Bereit-
stellung beantragt wurde. Wenn
der Antrag nicht auf eine be-
stimmte Uhrzeit lautet, beginnt die
Gebührenpflidrt um 12 Uhr.

4. Bei Unbenutzbarkeit über-
Iassener Übertragungswege wird
auf Antrag für jeden Zeitraum
von 24 Stunden 'ein Tagessatz
erstattet. Für die ersten 24 Stun-
den der Unbenutzbarkeit werden
keine Gebühren erstattet. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt,
an dem die zuständige Dienst-

t,



Nr Gegenstand Monatliche
Gebühr M

Nr, Gegenstand

4.

stelle der Deutsdren Post von der
Unbenutzbarkeit benadrridrtigt
wurde.

5. Wird auf Antrag des Genehmi-
gungsinhabers ein Übertragungs-
weg mit mehr als 2 Endstellen
bereitgestellt, werden die Ge-
bühren für jeden Teilübertragungs-
weg getrennt beredrnet.

Gebühren für d.ie Überlassung
von übertragungswegen
Fernsprecl-rtypisdre Übertragungs-
wege

Übertragungswege innerhalb eines
Ortsnetzes

a) bei zweidräbtiger Führung
(1 Doppelader)

in Ortsnetzen bis 10 000 Haupt-
ansdrlüssen
in Ortsnetzen mit 10 001 bis
100 000 Hauptanschlüssen
in Ortsnetzen mit mehr als
100 000 Hauptansdrlüssen

b) bei vierdrähtiger Führung
(2 Doppeladern)
in Ortsnetzen bis 10 000 Haupt-
ansdrlüssen
in Ortsnetzen mit 10 001 bis
100 000 Hauptansdrlüssen
in Ortsnetzen mit mehr als
100 000 Hauptansctrlüssen

Zu Nrn. 6200 bis 6202 und 6400 b,is
6402:

Als Beredrnungsgrundlage gilt
s'tets die Übeilassung von
Doppeladern (DA), auctr wenn
einzelne Adern überlassen werden.
Werden für einen überlassenen
Überträgungsweg mehr als 2 DA
benötigt, werden die Gebühren
für die Überlassung von 1 DA
(Nr. 6200-6202) bz:w.2 DA
(Nr. 6400-6402) entsprechend mehr-
fadr angesetzt.
c) bei Einsdraltung von über-'

tragungstechnisdren Einridrtungen
in Ortsnetzen bis 10 000 Haupt-
ansdrlüssen
in Ortsnetzen mit 10 001 bis
100 000 Hauptansc?rlüssen
in Ortsnetzen mit mehr als
100 000 Hauptansctrlüssen

Zu Nr. 6405 bis 6407:

Diese Gebühren werden anstelle
der Gebühren Nrn.6200 bis 6202 und
6400 bis 6402 erhoben, wenn die
Einsdraltüng von Verstärkern
und/oder anderen übertragungs-
tectrnisdren Einridrtungen auf Grund
der beantragten Parameter oder
Betriebsart erforderlidt ist.

Übertragungswege zwisdten Orts-
netzen
a) Übertragungswäge für alle von

der Deutsdren Post zugelassenen
Betriebsarten außer für Daten-
übertragung
Gebtihrenzone I
Gebührenzone II

6200

6201

6202

6400

6401

6402

6405

6406

6407

641 1

64L2

4.1

4.1.1.

15,-

25,-

35,-

30,-

50,-

70,-

90,-

110,-

130,-

400,-
1 300,-

L4

4.L.2.

SDr.1268

641 3

621 1

62L2

6213

6301

6302
6303

6305

6306
630?

6310
6311

6312

6320
6321

6322

6315

6316

6317

2 600,-

300,-
1 000,-
2 000,-

560,-
1 820,-
3 640,-

120,-
400,-
800,-

tio:-
500,-

1 000,-

200,-
650,-

1 300,-

250,-
800,-

1 600,-

4.2.

4.2.1.

4.2.2.

Gebührenzone III
Zu Nr. 6411 bis 6413:

H,i,erzu gehörgn Ubertragungswege,
die eine der naehstehenden Be-
dingungen erfüllen:
l. Der von der Deutsehen Post

bereitgestellte Übertragungsweg
garantiert eine obere Über-
tragungsfrequenz
2,4kHz(f{3,4kH2.

2. Vierdrahtübergabe an beiden
Endstellen

3. Gleidrzeitige oder abwedrselnde
Verwendung für versdriedene
Betriebsarten (Fernspredren,
Fernsdrreiben, Fernmeß-, Fern-
wirktedrnik usw.)

4. Aussdrließliche Verwendung für
eine andere Betriebsart als Fern-
spredren (2. B. Bildung mehrerer
Fernsdrreibkanäle usw.)

b) Übertragungswege zur aus-
sctrließlichen Nutzung für
Fernspredren
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Zu Nr. 6211 bis 6213:

Die Gebühren werden beredrnet,
wenn die Deutsdre Post einen Über-
tragungsweg bereitstellt, der eine
maximale obere Übertragungs-
frequenz von 2,4 kHz zuläßt, der
aussdrließlich für Fernspredren ge-
nutzt und an einer oder beiden End-
stellen zweidrähtig übergeben wird.
c) Übertragungswege für die Daten-

übertragung
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Fernschreibtypisdre Übertragungs-
wege
innerhalb eines Ortsnetzes
Hier gelten die Gebühren gemäß
Nrn. 6200 bis 6202, 6400 bis 6402
und 6405 bis 6407.

zwisdren Ortsnetzen

a) für eine Übertragungsge-
sdrwindigkeit bis zu 50 Baud
Gebührenzone I
Gebtihrenzone II
Gebührenzone III

b) für eine Übertragungsge-
sdrwindigkeit bis zu 100 Baud
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III '

c) für eine Übertragungsge-
sdrwindigkeit bis zu 200 Baud
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

d) für eine Übertragungsge-
sclwindigkeit bis zu 300 Baud
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Monatliche
Gebühr M



Nr Gegenstand Monatlidre
Gebühr M

Nr Gegenstand Monatlidre
Gebühr M

4.3.

4.3.1.

Zu l.[rn. 6301 bis 6312; 6320 bis 6322:

1. Diese Gebühren gelten audl, wenn
der Fernsdrreibübertragungsweg
füi andere, von der Deutsdren
Post zugelassene Betriebsarten
(2. B. für Datenübertragungen)
genutzt wird.

2. Für die Datenübertragung gelten
die Gebühren nür, wenn der
Übertragungsweg über ein WT-
bzw. ZT-System geschaltet wird.
Werden hierfür Fernspredtüber-
tragungswege genutzt, gelten die
Gebühren Nr. 6315 bis 6317.

Übertragungswege für'Hör- und
Ferrxeh-Rundfunk
Übertragungswege für Tookanäle

a) mit einer Bandbreite bis 3,4kHz
Hierfür gelten die Gebühren gemäß
Nrn. 6200 bis 6202, 6400 bis 6402,
6405 bis 6407 b2w.6411 bis 6413.

b) mit einer Bandbreite bis 6,4kljz
innerhalb eines Ortsnetzes
zwischen Ortsnetzen
Gebülirenzone I

. Gebührenzone II
Gebührenzone III

c) mit einer Bandbreite bis lOkHz
innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

d) mit einer Bandbreite bis 15 kHz
innerhalb eines Ortsnetzes
zwischen Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Zu Nr. 6220 bis 6243:

Die Gebühren für Tonkanäle über
Rictrtf unkverbindungen werden auf
der Grundlage der Gebühren
Nr.6220 bis 6243 vom Ministerium
für Post- und Fernmeldewesen
gesondert festgesetzt.

Übertragungswege für Bildkanäle
Die Gebühren für Bildkanäle werden
vom Ministerium für Post- und
Fernmeldewesen gesondert festge-
setzt.

Übertragungswege für Multiplex-
einridrtungen
Multiplexeinridrtungen für fern-
sdrreibtypisdre i(anäle
Hierfür gelten die Gebühren gemäß
Nrn. 6200 bis 6202, 6400 bis 6402,
6405 bis 640? bzw. 6411 bis.6413.

Multiplexeinridrtungen für fern-
spredrtypisdre Kanäle
mit analoger Signalübertragung

a) Primärgruppenübertragungswege
innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzone I

6224

6221

6222

6223

6230

6231

6232

6233

8240

624t
6242

6243

6260

80,-

400,-
I 300,-
2 600,-

110,-

509'-
1 600,-
3 200,-

140,-

600,-
I 900,-
3 800,-

4.3.2.

4.4.

4.4.1.

4.4.2.

4.4.2.t.

200,-

2 500,-626t

§Dr.126E

6262

6263

6460

6461

6462

6463

6470

647t
6472

6473

6490

6491

6492

6493

6475

6478

6477

6478

6485

6486

6487

6488

6495

6496

6497

. Gebührenzone II
Gebührenzone III

Zu Nr. 6260 bis 6263:

Diese Gebühren werden audr für
Z l2-Grundleitungen beredrnet.

b) V z4-Übertragungswege
inneihalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzbne l
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Zu Nr. 6460 bis 6463:

Die Gebühren werden für Vier-
draht-Grundleitungen beredrnet.
Sie gelten audr, wenn darüber
Multiplexeinridrtungen mit wgniger
als 24 Kanälen betrieben werden.

c) Sekundärgruppenübertragungswege
innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone I_II

4.4.2.2. mit digital'er Signalübertragung

a) für ein 2 Mbitls-System eeM B0)

innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II

' Gebührenzone III
b) für ein B Mbit/s-System (PCM 120)

innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

c) für ein 32 Mbit/s-System (PCM 480)

innerhalb eines Ortsnetzes
zwisdren Ortsnetzen
Gebtihrenzone I
Gebührenzone II

' Gebtihrenzone III
4.5. Multiplexeinrichtungen für Daten-

übertragung mit 48 Kbit/s

a) Unbefristete Bereitstellung
Für die unbefristete Bereitstellung
derartiger Übertragungswege
gelten die Gebühren gemäß
Nrn. 6260 bis 6263 bzw. 6460 bis 6463.

b) Bereitstellung in der verkehrs-
sdrwadreq Zeit
Gebührenzone I
Gebührenzone II
Gebührenzone III

Zu Nr. 6495 bis 649?:

1. Diese Gebühren werden anstelle
der Gebühren Nrn.6261 bis 6263 bzw

. 6461 bis 64fr] für Übertragungswege
zur Datenübertragung mit 48 Kbit/s
angewendet, wenn sie aussdrließlidr
innerhalb der verk_ehrssctrwadren
Zeit überlassen werden.

B 000,-

16 000,-

400,-

5 000,-
16 000,-
32 000,-

1 000,-

12 000,-
40 000,-
B0 000,-

500,-

6 000,-
20 000,-
40 000,-

2 000,-

24 000,-
80 000,-

160 000,-

B 000,;

96 000,-
320 000,-
640 000,-

1 500,-
5 500,-

11 000,-

r
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Nr Gegenstand Monatlidre
Geb{lhr M

Nr Gegenstand Monatlictre
Gebühr M

2. Als verkehrssdrwadre Zeit gelten
in der Gebührenzone I die Zeit
von 22.00 Uhr bis 7.00 Uhr, in
den Gebührenzonen II und III die
Zeiten montags bis freitags von
17.00 Uhr bis ?.00 Uhr, sonnabends
ab 14.00 Uhr, sonn- und feiertags
ganztägig.

3. Für die wiederholten Bereitstel-
lungen des Übertragungsweges
zu den vereinbarten Zeiten
werden keine Sdraltgebübren
erhoben.

4. Für die unbefristet überlassenen
Übertragungswege von den End-
stelien zu den Übergangsstellbn
der TF-Weitverkehrsbeziehun gen
sind zusätzlidr Gebühren gemäß
Nr. 6460 zu beredrnen.

Gebühren für das Mitnutzen
von Freileitungs- oder Kabel-
kanalanlagen der Deutse,hen
Post ilurch Kabel anderer

Freileitungsanlagen
Nutzung vorhandener Gestänge der
Deutsctren Post durdt

Luftkabel bis zu 10 Doppeladerh,
je km

Zuschlag für jede weiteren 5 Doppel-
adern, je km
Zu Nr.6502 bis 6503:

1. Die Längen werden auf volle km
aufgerundet.

N11<
4320924/,
109

-r75

Zentral- und Landesbibliothek Berlin

2. Für das Aufbringen der Luftkabel,
das Instandsetzen sowie das Ab-
bauen der Freileitungen werden
Gebühren nach Absdrnitt I/3
(Sonstige Leistungen) beredrnet.

Kabelkanalanlagen '

bei alleiniger Nutzung einer
Öffnung, je 100 m

bei Nutzung einer bereits belegten
Öffnung, je 100 m

Zu Nr. 6512 bis 6514:

1. Die Längen werden auf volle
100 m aufgerundet.

2. Für das Verlegen, Instandsetzen
und Abbauen der Kabel werden
Gebühren.nadr Absdrnitt I/3
(Sonstige Leistungen) beredrnet.

Gebühren für ilas Zusammen-
se,halten von leitungsgebundenen
Fernmeldeanlagen untereinander
oder mit Funkanlagen

Zusammensdralten von leitungsge-
bundenen Fernmeldeanlagen unter-
einander

Zusammensdralten von leitungsge-
bundenen Fernmeldeanlagen mit
Funkanlagen
Zu Nr.6520,:
Die Gebühr wird von jedem Inhaber
erhoben, wenn Anlagen verschiedäner
Inhaber zusammengesdraltet sind.

I

5.2.

6512

6514

6520

6521

3,30

2,-

6.

5.1.

6502

6503

8r-

15,-

15,-

lllillr lilil llilillIilil lilStraseo da 17. Juni ii 2, 10623 Borfri

Senatsbibliothek Berlin
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